
Bundeswehr
Ärgermit alten
Raketen
Hamburg.Die Bundeswehr hat ein
Problemmit zehntausenden alten
Raketen. Diese sondern den hoch-
explosiven Stoff Nitroglycerin ab.
Alle betroffenenMunitionslager-
häuser seien bis auf Weiteres ge-
sperrt und „jeglicher Umgang mit
dieser Munition untersagt“, zi-
tierte der „Spiegel“ aus einem
vertraulichen Sachstandsbericht
des Verteidigungsministeriums.
Untersagt wurde auch der Trans-
port der Raketen. Eine „Selbstent-
zündung“ könne nicht ausge-
schlossen werden. dpa

Frankreichs Präsident Emmanuel Macron und EU-Kommissionspräsidentin
Ursula von der Leyen betonen, Konflikte seien ohne die EU nicht lösbar. Frank-
reich hat die EU-Ratspräsidentschaft übernommen. Foto: Ludovic Marin/afp

Zu Besuch bei Macron

Pandemie
BritischeArmee
hilft Kliniken
London. Wegen Personalmangels
infolge der Ausbreitung der Omi-
kron-Variante setzt die britische
Regierung das Militär zur Unter-
stützung der Londoner Kranken-
häuser ein. Etwa 200 Armee-An-
gehörige würden in die Haupt-
stadt entsandt, teilte Verteidi-
gungsminister Ben Wallace mit.
Er hob hervor, dass rund 1800 Ar-
meekräfte wegen der Pandemie
bereits Krankenwagen steuerten,
Corona-Impfungen verabreichten
und Krankenhauspatienten be-
treuten. dpa

Polen
Regierung: Kritiker
nicht ausgespäht
Warschau. Polens Vize-Minister-
präsident Jaroslaw Kaczynski hat
Berichte zurückgewiesen, wo-
nach seine Regierung die israeli-
sche Spionage-Software Pegasus
für Spähangriffe auf die Opposi-
tion eingesetzt haben soll. Er sag-
te aber, es wäre schlecht, wenn
Polens Geheimdienste nicht mit
einem solchen Instrument ausge-
stattet wären. Nach Berichten
polnischer Medien soll die Soft-
ware in mindestens drei Fällen
zur Überwachung von Kritikern
eingesetzt worden sein. dpa

Frauenhäuser gab es unter der alten
Regierung in Afghanistan – fast alle von
der internationalen Gemeinschaft fi-
nanziert. Die Plätze reichten angesichts
einer Bevölkerung von 38 Millionen Ein-
wohnern schon damals nicht aus. Die
radikal-islamischen Taliban haben die
Einrichtungen zwar nicht offiziell verbo-
ten, die meisten haben aus Angst vor
Repressalien jedoch geschlossen. afp
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Berlin. Deutschland droht seine
Klimaziele für das Jahr 2021 zu
verfehlen, wie aus Berechnungen
der Denkfabrik Agora Energie-
wende hervorgeht. So sei für das
vergangene Jahr bei den Emissi-
onen mit einem Plus von 4,5 Pro-
zent im Vergleich zu 2020 zu
rechnen. Hauptgrund für den An-
stieg der Emissionen seien die
wirtschaftliche Erholung nach
dem Pandemiejahr 2020 und eine
höhere Kohleverstromung auf-
grund stark gestiegener Gasprei-
se. Gleichzeitig sei die Strompro-
duktion aus Erneuerbaren Ener-
gien gesunken, da es im betroffe-
nen Zeitraum weniger Wind gab.
Zudem musste aufgrund kühler
Wintermonate Anfang 2021 mehr
geheizt werden als sonst.

Auch das Klimaziel für 2030
rücke so außer Reichweite, war-
nen die Agora-Forscher. Damit sei
„das von Bundesminister Robert
Habeck angekündigte Klima-
schutzsofortprogramm noch
dringender geworden“, sagt SPD-
Klimapolitikerin Nina Scheer die-
ser Zeitung. 37 Millionen Tonnen
CO2 müssten laut Agora Energie-
wende jährlich eingespart wer-
den, um das 2030er-Ziel noch ein-
zuhalten.

InWissenschaft und Politik ge-
hen die Meinungen allerdings
auseinander, ob jahresgenaue
Emissionsziele für einzelne Sek-
toren wie Gebäude, Energie und
Verkehr, wie im Klimaschutzge-
setz vorgeschrieben, der richtige
Weg sind. Dies treibe „die Kosten
des Umstiegs in die Höhe“, kriti-
sierten vor kurzemmehrere nam-
hafte Ökonomen, darunter die
Wirtschaftsweise Veronika
Grimm, Klimaökonom Ottmar
Edenhofer vom Potsdam-Institut
für Klimafolgenforschung und
der Regierungsberater Andreas
Löschel. Wichtig sei vielmehr,
dass die Sektoren auf einem lang-
fristig erfolgsversprechenden
Weg seien.

So pumpte die Regierung im
vergangen Jahr aufgrund des Kli-
magesetzes rund elf Milliarden
Euro Fördergelder für Sanierun-

gen in den Gebäudebereich, weil
das Emissionsziel überschritten
wurde. Da es allerdings dauert,
bis deswegen auch weniger ge-
heizt wird und die Emissionen
sinken, droht der Gebäudebereich
sein Ziel auch im Jahr 2021 zu rei-
ßen.

„Nur auf jährliche Entwicklun-
gen in einzelnen Sektoren zu
schauen, greift deswegen zu
kurz“, so Energieökonom Lö-
schel. Der grundsätzliche Trend
nach unten müsse nicht gebro-
chen sein, weil Emissionen in ei-
nem Jahr ansteigen. Viele Ent-
wicklungen liefen nicht linear ab.
Im Verkehrsbereich etwa stagnie-
ren die Emissionen seit Jahren.
Würden 2030 jedoch wie geplant
15 Millionen E-Autos auf deut-

schen Straßen unterwegs sein,
könnten die Emissionen gegen
Mitte bis Ende des Jahrzehnts
stark sinken.

Die Ampel hat dieses Problem
erkannt und im Koalitionsvertrag
beschlossen, das Klimaschutzge-
setz flexibler zu gestalten. „Die
kleinteiligen jährlichen Sektor-
ziele haben sich insbesondere in
Verbindung mit den Sofortpro-
grammen bei Zielverfehlung als
unpraktikabel und extrem teuer
erwiesen“, so FDP-Klimaexperte
Lukas Köhler, der sich von „tages-
aktuellen Wasserstandsmeldun-
gen“ nicht ablenken lassen will.
Ganz einig scheint man mit den
Grünen, die weiterhin an den
strengen Vorgaben hängen, aller-
dings nicht zu sein: Das Klima-
schutzgesetz sei „mit seinem jähr-
lichen und sektorscharfen Moni-
toring ein gutes Instrument“ für
das geplante Klima-Sofortpro-
gramm, so Grünen-Klimapolitike-
rin Lisa Badum. Igor Steinle

Langfristiger Trend
istwichtiger als
Jahresziele
Umwelt Die CO2-Emissionen sind gestiegen,
doch Experten kritisieren den kleinteiligen
Blick. Die Ampel will das ändern.

Interview

Die Corona-Pandemie hat die Luft-
verkehrsbranche 2021 erneut
schwer getroffen. Der Hauptge-
schäftsführer des Flughafenver-
bands ADV, Ralph Beisel, gibt ei-
nen Ausblick auf 2022.

Werden die Deutschen 2022wieder
so viel reisen wie vor der Pandemie?
RalphBeisel: 2022 wird zwar sicher
besser als 2021, wir sind aber er-
neut in einem coronageprägten
Jahr und prognostizieren sehr
vorsichtig. Wir wären glücklich,
wenn wir in diesem Jahr 70 Pro-
zent der Reisenden des Vorkri-
senniveaus erreichen könnten.
Ob wir das schaffen, wird sich in
den nächsten Monaten entschei-
den. Durch die omikronbedingte
Reisezurückhaltung müssen die
Fluggesellschaften ihr Angebot
zurückfahren. Grundsätzlich bin
ich optimistisch gestimmt. Das
Bedürfnis der Menschen nach
Mobilität und Luftverkehr ist un-
gebrochen.

Wann gibt es eine Rückkehr zur Nor-
malität?
Ich bin überzeugt, dass der Luft-
verkehr auf den Wachstumspfad
zurückkehren wird. Aber die Vor-
krisenstände werden wir nicht
vor dem Jahr 2024 bis 2026 errei-
chen.

Vielen sind noch die Bilder von den
Schlangen an den Check-ins und Si-
cherheitskontrollen im Gedächtnis.
Sind die Flughäfen auf einen An-
sturm von Passagieren vorbereitet?

Die Bilder haben uns nicht glück-
lich gemacht. Wir hatten in den
Herbstferien die Hälfte der Pas-
sagiere im Vergleich zum Vorkri-
senniveau – und dennoch lief es
nicht rund.Wie kam das? Bedingt
durch die anhaltende Coro-
na-Pandemie bestehen im Luft-
verkehr umfangreiche Nachweis-
pflichten und Sicherheitsanforde-
rungen. Diese behördlichen Kon-
trollauflagen verlangsamen die
Prozesse. Ein digitalisierter glo-
baler Standard ist für die schnel-
le und sichere Überprüfung des
Gesundheitszustands deshalb un-
erlässlich.

Gibt es genügend Personal?
Die Herausforderung besteht da-
rin, dass alle Dienstleister, die an
der Passagierabfertigung beteiligt
sind, zur richtigen Zeit ausrei-
chend Personal einsetzen. Derzeit
konzentrieren sich die Flüge auf
wenige Stunden. In den Spitzen-
zeiten könnte man die doppelte
Anzahl an Mitarbeitern zum Ein-
satz bringen. Zwei Stunden spä-
ter stehen die Beschäftigten rum.
In der Coronakrise gingen viele
Arbeitsplätze im Luftverkehr ver-
loren. Hier muss nachgesteuert
werden.

Müssen sich die Reisenden wieder
auf lange Schlangen einstellen?
Nein. Wir werden solche Situati-
onen wie im letzten Herbst durch
die Bank nicht mehr sehen. Wir
haben viel gelernt, wie wir die
Prozesse besser machen können.
Beispielsweise helfen „Floorwal-
ker“ den Passagieren bei der Ori-
entierung im Hinblick auf die an-
spruchsvollen Dokumentanforde-
rungen bei einer Auslandsreise.

Die Ampel-Koalition will keine Keros-
insteuer und die Erhöhung der Luft-
verkehrsabgabe wird erst 2023 ge-
prüft. Damit müsste die Flugbranche
doch zufrieden sein. Oder?
Der Koalitionsvertrag zeigt ein
solides Fundament für den Auf-
bruch in eine nachhaltige, aber
auch wettbewerbsfähige Zukunft.
Insbesondere begrüßen wir den
Willen der Koalitionäre, die Flug-
häfen bei der klimapolitischen
Transformation durch Förderpro-
gramme zu unterstützen. Faire,
internationale Wettbewerbs-
bedingungen bei der Umsetzung
des EU-Programmes „Fit for 55“
sind die elementare Vorausset-
zung, damit die Dekarbonisierung
des Luftverkehrs gelingt.

Was erwarten Sie von der Ampel?
Besonders bei der Förderung der
klimaschonenden, synthetischen
Kraftstoffe ist die Bundesregie-
rung gefragt. Hier brauchen wir
den Einstieg in die industrielle
Produktion. Auch für die Flughä-
fen geht es um viel. Die Umrüs-

tung der Energieversorgung un-
serer Terminals ist ebenso wenig
zum Nulltarif möglich wie die
Umstellung unserer Vorfeldfahr-
zeuge auf E-Mobilität.

Die Ampel will Billigtickets unterbin-
den.Wie wirkt sich das auf die Flug-
häfen aus?
Fliegen ist kein Produkt, das um-
sonst ist und sollte einen ange-
messenen Preis haben. Dumping-
preise kann ich nicht gutheißen.
Ich bin auch überzeugt, dass wir
in der Klimadebatte an Glaubwür-
digkeit gewinnen, wenn ein Ti-
cket die Kosten des Fluges ab-
deckt.

Haben Sie Sorge, dass kleinere, defi-
zitäre Flughäfen geschlossen wer-
den zugunsten des Bahnverkehrs?
Ich bin ein großer Freund einer
verbesserten Vernetzung des
Luftverkehrs mit der Deutschen
Bahn. Ich glaube, hier können alle
nur gewinnen. Bereits heute kon-
zentrieren sich innerdeutsche
Flüge auf längere Strecken über
400 Kilometer. Das sind die Stre-
cken, wo die Reisezeit auf der
Schiene es den Reisenden nicht
ermöglicht, einen Termin an ei-
nemTag wahrzunehmen. Auf kur-
zen Strecken sind fast ausschließ-
lich international reisende Passa-
giere unterwegs, die an einem
Drehkreuz umsteigen. Die Situa-
tion der kleineren Flughäfen
muss man losgelöst sehen von der
Verlagerung auf den Bahnverkehr.

Dorothee Torebko

„Fliegen sollte einen angemessenen Preis haben“

Laut Agora Energiewende haben die Emissionen zugenommen. Auch,
weil die Kohleverstromung wieder zunimmt. Foto: JanWoitas/dpa

Die Airlines sind sicher, auch bei steigenden Fluggastzahlen die Abfertigung zu meistern. Foto: Boris Roessler/dpa

Anders als die
FDP halten die

Grünen an den
strengen Vorgaben im
Detail fest.

ADV-Hauptge-
schäftsführer
Ralph Beisel Foto:
Flughafenverband
ADV
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